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Deutſcher Reichstag. 


204. Sitzung vom 26. März, 12 Uhr. 
(Nachdruck nur nach Uebereinkommen geſtattet.) 

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die zweite Berathung des 
Ergänzungsetats für die Chicagoer Weltausſtellung 
(2000 000 Mark Nachtragsforderung. F 

Abg. Dr. Witte (dfr.) befürwortet die Forderung. Die deutſche 

N welche Auerit ſich zurückhaltend gezeigt habe, ſei jetzt dem 

lan der Kollektivausſtellung im Allgemeinen geneigt. Der Raum, 
der in Chicago zur Verfügung geſtellt jei, werde aber kaum aus⸗ 
reichen; die Regſerung möge daher Anſtrengungen machen, um eine 
Erweiterung des Raumes anzuſtreben. 

Staatsſelretär v. Bötticher erwidert, daß Deutſchland im 
Verhältniß zu den allgemeinen Raumverhältniſſen in Chicago ſehr 
gut weggekommen ſei, daß man aber, wenn der Raum trotzdem 
nicht ausreichen ſollte, ſich nach der Decke ſtrecken müſſe. Es ſei 
viel mehr Werth zu legen auf das multum als auf das multa, es 
müßte nicht möglichſt viel, ſendern möglichſt Untadelhaftes ausge⸗ 

t werden. Uebrigens ſchweben ſchon Verhandlungen wegen 
einer Erweiterung des zur Verfügung zu ſtellenden Raumes. 

Der Nachtragsetat wird in zweiter Leſung genehmigt. 

Es folgt die dritte Etatsberathung. 

In der allgemeinen Beſprechung ertlärt 

Abg. Pflüger (Bp., auf der Tribüne kaum verſtändlich), daß 
man ſich Beſchränkungen auferlegen müſſe in den Ausgaben ins⸗ 
beſondere in Bezug auf die Kriegslaſt. Er bittet auch das kon⸗ 
ſtitutionelle Moment mehr als bisher zu berückſichtigen, denn durch 
das Außerachtlaſſen deſſelben ſei das Anſehen des Reichstages im 

n- und Auslande im Schwinden begriffen, und nur dadurch, daß 
der Reichstag ſeine konſtitutionellen Rechte energiſch wahre, werde 
er zu dem verdienten Anſehen gelangen können. 

Abg. Frhr. v. Münch (wild): Sonſt kommen die Abgeordneten, 
die keiner Partei angehören, bei Debatten nicht zum Wort. Die zwet 
Jahre, welche dieſer Reichstag nunmehr beſteht, haben es aber 
dahin gebracht, daß bei einer ſo wichtigen Gelegenheit die großen 
Parteien auf das Wort zu verzichten ſcheinen, ſo daß auch wir 
zum Worte kommen. Heiterkeit.) 8 

Vom freiſinnigen Standpunkt aus kann ich es nur beqrühen, 
daß der Reichskanzler in Preußen auf ſein Amt als Miniſter⸗ 
präſident verzichtet hat, weil die Politik, die er dort ver⸗ 


‚mi Wünſchen des Volkes in direktem Wideripruch | 
fend. Aber als Fei belglcher bat ec Hi eite Fel ee 


d. 5 anzler hat ex für feine 9 
lung des weitaus größten Theiles des deutſchen Volkes (Bei- 
fall); es trägt aufrichtigen Dank im Herzen für das, was er in der 
äußeren Politik geleiſtet hat, daß er es verſtanden hat, das Ver⸗ 
trauen, das die äußere Politik des Fürſten Bismarck errungen 
batte, zu bewahren. Aber in der inneren Politik des Fürſten 
Bismarck wünſcht das Volk eine vollitändige Umkehr und die An⸗ 
bahnung und Förderung einer vollſtändig neuen Politik. Hierin 
kenne ich die Anſicht des deutſchen Volkes genau (Gelächter.) In 
den 5 Minuten, die ich ſpreche, werde ich ja durch offenkundigen 
und lauten Beifall unterbrochen. (Große Heiterkeit.) 

dn Bezug darauf, die chriſtliche Religion auf allen nationalen 
und internationalen Gebieten, auf denen das deutſche Volk zu ar⸗ 
beiten hat, zu W Geltung zu bringen, billigt die große Maſſe 
des wirklich arbeitenden Volkes die Politik des Reichskanzlers. Aber 
einige Geſetze, die nicht mehr zur Berathung kommen, ſtehen mit 
den Wünſchen des Volkes in Widerſpruch. Vor allen Dingen wird 
man bei gewiſſen Auswüchſen nicht immer den ärmeren Klaſſen 
Schuld geben müſſen. In dem Trunkſuchtsgeſetze wird we⸗ 
niger die arbeitende Bevölkerung als der Wirth zur Strafe heran⸗ 

ezogen werden müſſen. 

eichskanzler, der ſeine Politik mit Recht in rein chriſtlichem Sinne 
betreibt, veranlaßt, einen Entwurf vorzulegen, der die Unſitt⸗ 
lichkeit bekämpfen will. Ob er dabei auf dem hohen Standpunkt 
angelangt iſt, den bezüglich der Unſittlichkeit das Chriſtenthum ein⸗ 
nimmt, will ich dahingeſtellt ſein laſſen; auf alle Fälle aber iſt für 
die liberale Wählerſchaft die Wiedereinführung der konzeſſionirten 
Unzuchthäuſer unannehmbar. 0 

Auch die Steuergeſetzgebung muß eine Aenderun 
erfahren. Der Kapitalismus Er ein derartiges Maß erreicht, daß 
der einzelne Beſitzer unmöglich ſeine Kopitalfen in einer dem Wohle 
des Landes förderlichen Weiſe rn kann. Die Landwirthſchaft 
bezahlt das Zehnfache von dem an Steuern, was das mobile Kapital 

ahlt. Der gegenwärtige Zeitpunkt tft der geeigneteſte, die Börſe 

Mn höherer Weiſe zu den Einnahmen des Neiches heranzuziehen, 
und man darf ſich vor dieſer höheren Heranziehung nicht ſcheuen, 
weil es ſich um einen Zweig des Erwerbes handelk, der vom mo⸗ 
raliſchen Geſichtspunkt aus nicht als unantaſtbar bezeichnet werden 
kann. Während der Bankier ½ Prozent Proviſion für jedes 
Börſengeſchäft erhält, belommt der Staat nur % Peozent. Auch 
— ankdepotweſen wird eine entſprechende Regelung erfahren 
müfjen. 

Das ganze liberale demokratiſche württembergiſche Volk billigt 
die äußere Politik des Reterem get im Gegenſatz zu der Darſtellung 
in der Preſſe meines früheren Fra Beraten andes gelegentlich der 
Rede, die ich vor 3 Jahren bei der Berathung der Friedenspräſenz⸗ 
ſtärke gehalten habe. (Heiterkeit und 1 8 Vizepräſident Graf 
Balleſtrem erklärt, daß die perſönlichen Angelegenheiten des Redners 
nicht in die dritte Leſung des Etats gehören.) — Die zwei⸗ 
jährige Dienſt Forde ohne Erhöhung der Aushebung iſt eine 
ungeheuer populäre Forderung des deutſchen Volkes. Früher habe 
ich einen andern Standpunkt vertreten. 


1 Aber die Regierung wird, 
ſoweit ich ſie kenne (ſchallende Heiterkeit), dieſer Debeka nicht 
nachgeben. Wenn die Regt 


f egterung für eine Militärforderung keine 

Majorität finden ſollte, dann bereiten Sie es vor, daß die unver⸗ 
fäljchte Meinung des deutſchen Volkes Hier zum Ausdruck kommt. 
Denn es iſt ebenfalls ſeit N Jahren der dringendſte Wunſch 

des deutſchen Volkes, daß Sie Diäten gewähren. (Stürmiſche 

Heiterkeit Ich perſönlich brauche die Diäten nicht. Der Hinweis 

des Präfidenten verhindert mich, das auszuführen. (Helterkeit.) 

Wer aber die Wünſche und Strömungen des deutſchen Volkes kennt 

wie 100 (Heiterkeit) weiß, daß es nichts dringender wünſcht, als daß 

jeder hier gewählt werden könne. Das liberale Bürgerthum iſt ge⸗ 
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Die zunehmende Unſittlichkeit hat den | Lö 


nügend vertreten; aber das arbeitende Volk muß auch vertreten 
werden. Mögen dieſe meine Bemerkungen dem Reichskanzler Ge⸗ 
legenheit geben, in den Ferien darüber Beſchluß zu faſſen (ſchallende 
Heiterkeit), die Reichspolitik in dieſer Beziehung zu ändern; möge 
er es als ſeinen Beruf erkennen, die ungerechte Behandlung und 
die Unbilligkeit, die auf dem deutſchen Volke gelaſtet hat, zu be⸗ 
ſeitigen und es zu lenken in die Bahnen der Freiheit und des 
e 

bg. Liebknecht (Soz.): Unſere Reichsſchuld hat in Folge des 
Militarismus große Dimenſionen angenommen. Der Militarismus 
iſt aber nicht bloß ſchuld an den großen Ausgaben des Reichs, er 
eitigt auch andere Auswüchſe, und ich erinnere dabei an die durch 
ben bekannten Erlaß des Prinzen Georg zu Tage getretenen Miß⸗ 
handlungen. 11 dem Erlaß wird wohl geſagt, das ſoll nun auf⸗ 
hören. Das tit aber nicht möglich, fo lange das kulturwidrige 
Syſtem des Militarismus, dieſer Kunſt der Menſchenſchlächterei, 
beſtehen wird. Wie kann man bei dem gegenwärtigen Zuſtande 
von dem chriſtlichen Geiſt des Heeres ſprechen? Der Militarismus 
iſt weder mit dem Chriſtenthum, noch mit der modernen Kultur 
vereinbar. Dazu kommen die Laſten, welche der Militarismus 
auferlegt und welche ins Ungeheure ſteigen. Sie werden dieſer 
Steigerung nicht entgegentreten können, denn wenn ein Nachbar⸗ 
land ſein Heer vermehrt, ſo werden Sie es auch thun müſſen. Im 
einzelnen ſtreichen Sie wohl in der Budgetkommiſſion, aber im 
Großen und Ganzen bewilligen Sie. Das Volk keucht bereits 
unter ſeiner Laſt, und da geht man damit um, die Armee noch zu 
verdoppeln. Mit der zweijährigen Dienſtzeit iſt's nicht abge⸗ 
than, Es iſt unmöglich, daß das Land dieſe Koſten trägt, und 
4 Det ser Unmöglichkeit wird der Militarismus zu 

runde gehen. 

Ich habe ſchon früher geſagt, daß wir, anſtatt Elſaß⸗Lothringen 
zu nehmen, den Franzoſen die Verpflichtung hätten auferlegen 
müſſen, das e . einzuführen; dann wären wir heute in einer 
beſſeren Lage. Bei dieſer Gelegenheit muß ich den Angriff des 
Abg. Hartmann zurückweiſen, daß ich beantragt hätte, Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen zurückzugeben. Ich habe vielmehr damals gemeint, daß die 

rage jetzt überhaupt nicht gelöſt werden wird, daß aber die 
Wunde, welche geſchlagen worden iſt, ſchmerzen wird, daß allmäh⸗ 
lich ſich von ſelbſt eine Löſung ergeben muß. Daraus habe ich 
allerdings nie ein Hehl gemacht, daß ich die Annexion von Elſaß⸗ 
Lothringen nicht blos für ein Verbrechen, ſondern für einen poli⸗ 
ich gebe ene erſten Leſung des ‚meinem 
Ne * n in der a i er 
Kollegen Bebel einen Vorwurf daraus gemacht, daß er bei Aus⸗ 
bruch des Krieges 1870 der Regierung nicht die geforderten Mittel 
bewilligt habe, daß er ſich damals der Abſtimmung enthalten habe. 
Wenn er es auch nicht direkt ausgeſprochen hätte, ſo lag doch die 

nſinuation des Landesverraths drin. Wenn ich jemals in meinem 
Leben auf eine Rein ſtolz geweſen bin, jo bin ich es auf dieſe. 
Wir haben damals vollkommen Recht gehabt. Wäre Deutſchland 
wirklich ohne eigene Schuld, ohne die Schuld des Regierungs⸗ 
ſyſtems überfallen worden, dann wären wir in der That Verräther 
an der Nation geweſen. Das war aber nicht der Fall. Jeder 
weiß, daß der Krieg 1870 eine Folge iſt der Kriege von 1864 und 
1866, und daß dieſer Krieg von 1866 uns nicht aufgezwungen 
worden iſt, ſondern daß die Schuld an der preußiſchen Regierung 
gelegen hat. (Große Unruhe.) Der ſpätere Kaſſer Friedrich hat 
ja dem Geheimrath Duncker gegenüber ausgeſprochen, daß 
Bismarck die Kriege von 1866 und 1864 herbeigeführt hat, um 
den inneren Angelegenheiten aus dem Wege zu gehen; ohne Bis⸗ 
marck und Napoleon wären die Kriege nicht möglich geweſen, und 
deshalb haben wir der Regierung das Vertrauensvotum nicht geben 


nnen. 

Es iſt uns Sozialdemokraten ein Vorwurf daraus gemacht, 
daß wir uns an der Friedenskonferenz nicht betheiligt haben. Wir 
halten ſolche Konferenzen für nicht geeignet, ihren Zweck zu er⸗ 
reichen. Haben wir erſt mit dem ganzen heutigen Syſtem der 
kapitaliſtiſchen Ausbeutung gebrochen, wenn es keine m 
intereffen und Sonderintereſſen einzelner Perſonen mehr giebt, 
dann iſt auch ein Krieg unmöglich. Eher iſt eine Abrüſtung ein 
leerer Wahn. Wie welt find Sie mit Ihrem Militärſyſtem ge⸗ 
kommen! Statt froh 775 ſein, daß die Soldatenmißhandlungen 
aufgedeckt worden, macht man Polizeigeſetze gegen die Veröffent⸗ 
lichungen durch die Sozialdemokraten. In allem, was Sie thun, 
zeigt 10 nur eine unbeſtimmte Angſt vor der Sozialdemokratie. 
So iſt das Volksſchulgeſetz eingebracht worden und dann wieder 
efallen und Anderes mit ihm, — turz bei Ihnen herrſcht voll⸗ 
fündig Planloſigkeit. Ihre Sozlalreform ſollte das Korrelat für 
Ihre übrige Politik ſein, und man verſprach ſich davon eine Ver⸗ 
minderung der Sozialdemokraten. Und was erleben wir jetzt? 
Der Schlußſtein der Sozialreform, das Inpaltditäts⸗Verſicherungs⸗ 
geſetz, iſt jetzt unter den Arbeitern verhaßt und wird das Klebe⸗ 
ejeß genannt. Es hat uns noch mehr Anhänger zugeführt. 
Wie bleiben beim alten Kurs, der der richtige iſt, und au 
aid 955 kommen wir zum Ziele. (Beifall bei den Sozial⸗ 
emokraten. 

Präſident v. Levetzow: Der Vorredner hat die Annexion von 
Elſaß⸗Lothringen ein Verbrechen genannt. Eine Handlung, die der 
deutſche Kaſſer mit den verbündeten Regierungen unter Zuſtimmung 
des Reichstages und unter dem Beifall des Volkes vollzogen hat, 
darf nicht ein Verbrechen genannt werden. Ich rufe den Abg. 
Liebknecht deswegen nachträglich zur Ordnung. 8 

Abg. Richter (dfr.): Herr Liebknecht hat nur in anderer Form 
daſſelbe 5 was Abg. Bebel ſchon bei der eriten Leſung 
des Etats ausführte und worauf ich das, was von meinem Stand- 
punkte aus zu erwidern war, erwidert habe. Ich habe daher keine 
Veranlaſſung, au 155 allgemeinen Ausführungen etwas zu er⸗ 
widern. Doch nöthigt mich ſeine Polemit gegen einige Aeuße⸗ 
rungen von mir zu einigen Erwiderungen. Ich halte es nicht für 
richtig, wie er es gethan hat, auf die Kriege von 1864 und 1866 
ohne eine zwingende Veranlaſſung hier im deutſchen Reichstage 

urückzukommen. (Sehr richtig!) Dieſe Kriege ſind weſentlich von 
Deutf en gegen Deutſche geführt worden. Wir freuen uns der 
politiſchen Ge en fl welche 1867 und 1870/71 in der Einheit des 
Reiches geſchaffen iſt, und ich wüßte nicht, welchen Zweck es hat, 


ſich nun darüber auseinanderzuſetzen, wer zu jenen Kriegen mehr 
oder weniger die Veranlaſſung gegeben hat. 

Wenn Herr Liebknecht dann ſeinen Kollegen Bebel gegen mich 
darin in Schutz nahm, daß er ſich bei Ausbruch des Krieges von 
1870 der Abſtimmung enthalten hat und dafür e daß an 
jenem Kriege die Kriege von 1864 und 1866 ſchuld ſeien, fo 
ich meinen in erſter Leſung 1 Vorwurf voll und 
ganz aufrecht. Wie kann man ſagen, daß aus den e von 
1864 und 1866 Napoleon ein Recht gewonnen hatte, Deutſchland 
1870 mit Krieg zu überziehen? Wenn Deutſchland 
organiſirte, was ging das die Srangojen an (ſehr yihtig)), was 
ing das Napoleon an? So wenig wir uns jemals in die inneren 

ragen Frankreichs miſchen würden, ſo wenig war man berechtigt, 
aus den Ereigniſſen von 1864 und 1866 einen Grund herzuleiten, 
Deutſchland mit Krieg zu überziehen. Ich kann Herrn Liebknecht 
das Zeugniß ſeines eigenen Kollegen Bebel entgegenhalten aus 
dem Jahre 1870; Bebel hat ſelbſt am 24. November 1870 hier 
wörtlich im Reichstage geſagt, daß der Krieg von 1870 eine ſchnöde 
Provokation von Seiten Louis Napoleons gegen Deutſchland ge⸗ 
weſen iſt. (Hört! Hört!) Eben weil Bebel dies ſelbſt damals an⸗ 
erkannt hat, lag von keiner Seite ein Grund vor, der Regierung 
mochte man zu ihr ſonſt Vertrauen haben, wie man wollte, be 
Ausbruch des Krieges die Mittel vorzuenthalten. Das Vertrauen 
konnte man zur damaligen Regierung, wie man auch ſonſt zu ihr 
ſtehen mochte, haben, daß ſie imſtande ſein würde, eine ſolche fran⸗ 
le Provokation ſchneidig und kräftig zurückzuweiſen. (Sehr 
richtig! 

Ueber die Annexion von Elſaß⸗Lothringen mögen Sie ſ. & 
anders gedacht haben als andere politiiche Parteien. Die Thatſache 
hat ſich aber vollzogen. Den größten Fehler begeht man über⸗ 
haupt, wenn man das dem Auslande gegenüber als eine Frage 
überhaupt aufwirft. Daraus erwachſen Gefahren, die vermieden 
werden ſollten (Beifall). 

Man konnte es für Zus gerüchh halten, ob es überhaupt angezeigt 
iſt, in eine Nude Pr on bei der dritten Etatsberathung ein⸗ 
utreten. Nachdem das aber nun geſchehen iſt, würde es meines 

rachtens für den Reichstag unnatürlich erſcheinen, wenn man hier 
im einzelnen ſich nicht äußern ſollte zu den Wendungen inder 
Politik, die ſich ſeit der erſten Berathung vollzogen haben. Dieſe 
Wendungen berühren ja zum großen Theil Preußen, und es muß 
uns fernliegen, irgend eine Seite dieſer 8 zu ſtreifen, alſo 
ere auch ben. eee der erſter Reihe 
chen Landta eht. 


ang er dieſe 
olge ggenabt, welche auch den Reichstag unmittelbar angeht. Der 
err Reichskanzler iſt heute vor uns erſchienen wie ehedem. Aber 
er iſt doch heute nicht mehr derſelbe. Er iſt in feinen politiſchen 
Funktionen ſo zu ſagen halbirt worden. Die Trennung der 
telle des preußiſchen Miniſterpräſidenten vom 
Reichskanzler hat ſich vollzogen. Ich halte es für verfehlt, 


wenn irgend ein Miniſter von einer beſtimmten Funktion ausgee 2 


ſchloſſen iſt, dann gewiſſermaßen über die Wahrnehmung dieſer 
politiſchen Funktion eine Nachrede zu halten. Ich beſchränke mich 
auf die einzige Bemerkung, daß es der Herr Reichskanzler 
wohl jstoft eingejehen haben wird, daß es mitunter ſchw 
riger iſt, gegen den Strom zu ſchwimmen, als er 
vor Kurzem gedacht hat. beziehe 
116 erſönliche Seite der ſondern 
e 
der Stelle des Miniſterpräſidenten vom Reichskanzler an jt 
eine durchaus un zweckmäßige iſt. Wir haben ja kein parla⸗ 
mentariſches Mittel, um dem entgegenzutreten; aber wir wollen 
doch andererſeits nicht mit unſerer Meinung zurückhalten. Die 
Reichsverfaſſung iſt von vornherein darauf zugeſchnitten, daß der 
Reichskanzler auch der leitende Staatsmann in Preußen iſt. Fürſt 


Sache, 


Bismarck hat ja ſelbſt den Verſuch gemacht, die Stelle des Miniiter- _ 


präſidenten von der des Reichskanzlers zu trennen. Aber der 
Verſuch hat nur 11 Monate gedauert, und gerade Fürſt Bismarck, 
der auch unmittelbar Erfahrungen damit gemacht hat, hat ſich ſpäter 
auf das Entſchiedenſte im Reichstage gegen eine ſolche Trennung aus⸗ 
geſprochen. Die augenblickliche Trennung der Aemter tft ja erklürlich, ; 
aber auf die Dauer nicht möglich, jo daß man geneigt 


iſt, den Reichskanzler gegenwärtig nur als einen Reichskanzler ad 


interim anzuſehen, und wenn ſich das auch nicht bewähren ſollte, 
ſo iſt das an ſich doch ſchon geeignet, die Autorität des leitenden 
Staatsmannes im Reich in Frage zu ſtellen. Die Trennung iſt 
ja jetzt noch weit ſchwieriger durchzuführen, als es früher der 

all war. Denn wie der Miniſterpräſident beim Antritte feines 
Amtes im Abgeoronetenhauſe durchaus richtig bemerkte, würde die 

olge des Rücktritts einer Perſönlichkeit wie die des Fürſten 


ismarck die ſein, daß die Kollegialität im preußiſchen Miniſterium 2 


ſtärker zum Ausdruck kommt, als es bisher der Fall geweſen iſt. 


Als Partei haben wir ja gar keine Urſache, mit dieſer Trennun 
ſo beſonders unzufrieden zu ſein. Es beſteht ja die N 


fpielleicht mit Unrecht, es ſoll Parteien in dieſem Haufe geben, d 


leicht dazu zu verführen ſind, politiſche Tauſchgeſchäfte zu machen 
in der Art, daß ſie Heer mehr bewilligen, als ſie 5 ſich dont thun 
würden, wenn ſie die Ausſicht haben, daß man im preußiſchen 
Landtage ihren Wünſchen mehr entgegenkommt, eine Politik, die 
man wohl bezeichnen kann als do, ut des. Es liegt auf der 

and, daß, wenn der Reichskanzler hier nur zu fordern im 

tande iſt, nicht aher mit Gegenleiſtungen in Rense aufwarten 
kann, ſich dann ein Umſchwung vollzieht, wenn zu ſtarke Forderungen 
erhoben werden, ich will 
Marine⸗ und Kolontalpolitit. 


Im Hebrigen können wir, nachdem wir uns dagegen verwahrt 
w 


haben, daß wir die neue Einrichtung billigen, die weitere Ent⸗ 

wicklung der Dinge ganz ruhig abwarten, mehr noch als die 
anderen Parteien, da wir ja nicht die in erſter Linie ausſchlag⸗ 

gebende Partei ſind. Und dann haben wir die Erfahrung gemacht, 

daß die Entwicklung der Dinge unſeren Anſichten, wie wir die 
Sachlage aufgefaßt hatten, weit mehr Recht gegeben hat, als man 

es bisher und noch vor kurzem geglaubt hat. Wir ſind, um Miß⸗ 

verſtändniſſen vorzubeugen, — 4 

die der Reichskanzler bisher gehabt hat, einer Aenderung 
nothwendig bedarf. Jetzt hat ſich nur die Aenderung in 


ſich anders 


endungen haben doch 2 ve 


nur erwähnen in Bezug auf Militärs, \ 


der Meinung, daß die Stellung, 


inrichtung. Da ſind wir der e daß die Trennung 
e 


andere 


einer falſchen Richtung vollzogen. Wir halten es nicht für 
richtig, daß das Amt des preußiſchen Miniſterpräſidenten von 
dem Reichskanzleramt getrennt wird, ſondern wir halten für 
richtig die Einrichtung e Reichs ⸗ 
miniſterien, für die ja auch zeitweiſe die Mehrheit des 
Reichstages eingetreten iſt. Wir verlangen dern e die 
nicht Untergebene des Reichskanzlers ſind, ſondern die Politik 
ſelbſtändiger zu vertreten haben als es jetzt der Fall iſt. Leider hat 
es der Reichskanzler bei Antritt ſeines Amtes abgelehnt, eine Aen⸗ 
derung in der Organiſation in dieſer Richtung vorzunehmen. Un⸗ 
leugbar aber, und alle, Parteien find der Anſicht, iſt das gegen⸗ 
0 Verhältniß der Miniſter zu einander und zu der Krone 
nicht ſo, wie es eigentlich ſein ſollte. Wir leiden an den Folgen 
des Syſtems der Kabinets regierung. Ich bin weit 
entfernt den gegenwärtigen Zuſtand in dem Maße dem augenblick⸗ 
lichen Miniſterium zur Laſt zu legen, wie es oft geſchieht. Nein, 
die gegenwärtigen Miniſter leiden mit unter dem Syſtem des 
ürſten Bismarck, unter dem das Syſtem der Kabinetsregierung 
urchgeführt worden iſt, zunächſt im Intereſſe ſeiner eigenen Macht⸗ 
vallkommenheit (ſehr richtig! links). Alles, worüber man jetzt klagt, 
die plötzliche Aenderung in der Richtung der Regierung, die unver⸗ 
antwortlichen Rathgeber ſind Folgen des 1 der Kabinets⸗ 
regierung. Ausgeſch 
tariſchen Regierung, aber dann wären feſte Grenzen gezogen in 
dem Syſtem ſelbſt, und eine Aenderung würde dem Lande nicht zum 
Schaden gereichen. Man hat lange Zelt abfällig über diejenigen 
eurtheilt, einem parlamentariſchen 2 
prachen. Das war erklärlich zur Zeit, wo große hiſtoriſche Per⸗ 
ſönlichkeiten die Leitung der Regierung hatten. Jetzt, wo das anders 
ift. wird man nach und nach ſich immer mehr bekehren, daß wir in 
Deutſchland durchaus und in den jetzigen Verhältniſſen mehr als 
je nöthig haben, daß an Stelle der Kabinetsregierung die parla⸗ 
mentariſche Regierung tritt. Hätten wir ſie ſchon gehabt, 
die Autorität der Regierung hätte bei Weitem nicht ſo viel Schaden 
leiden können, wie ſie thatſächlich durch die letzten Ereigniſſe davon⸗ 
trug. (Lebhafter Beifall links.) 


Reichskanzler Graf v. Caprivi: Die Behauptung, daß nach 


die von 


der Trennung des Amtes des Miniſterpräſidenten vom Reichs⸗ £ 


kanzleramt der Reichskanzler nicht mehr dieſelbe Stellung hätte 
wie früher, muß ich beſtreiten. Ich werde verſuchen, zu beweiſen, 
daß weder der Reichskanzler noch das Reich durch die eingetretene 
Wendung eine Schädigung erlitten hat. Fürſt Bismarck ſagte in 
ſeiner Rede vom 25. Januar 1873 über die Stellung und den 
Werth eines preußiſchen Miniſterpräſidenten, daß der Miniſter⸗ 
Präſident, obwohl ihm ein größeres Gewicht der moraliſchen Ver⸗ 
antwortlichkeit zufällt, doch keinen größeren Einfluß als irgend 
einer ſeiner Kollegen auf die Geſammtleitung hat. 1878 führte er 
ähnlich aus, daß im preußiſchen Miniſterium der Miniſterpräſident 
kein Veto hat, daß er nur den Vorſitz und die geſchäftliche Leitung 
führt, aber nichts zu ſagen hat, und wenn ſeine Stimme ein be⸗ 
ſonderes Gewicht habe, ſo ſei das Ergebniß einer ſehr langjäh⸗ 
rigen Dienſtzeit und eines hohen Maßes von Vertrauen, aber 
nicht der Ausdruck der rege jelber. Sit das richtig, iſt der 
Einfluß des Miniſterpräſidenten nur ein perſönlicher, können wir 
da erwarten, daß Jemand, der nach dem Fürſten Bismarck Miniſter⸗ 
Präſident wird, der bei ſeinem Eintritt in das Amt erkannt hat, 
daß das preußiſche Stagtsminiſterium fortan eines ſtärkeren 95 
vorkehrens der kollegialiſchen Verfaſſung bedarf, den Einfluß in 
kürzerer Zeit gewinnen wird, den ſogar Fürſt Bismarck noch im 
Jahre 1878 nicht zu beſitzen beklagt? 

Wo liegen nun die Schattenſeiten einer ſolchen Grenze? Der 
leitende Staatsmann, ſagt man, verliert den Einfluß auf Preußen. 
Worin beſteht denn der Einfluß? Er führt den Vorſitz und 
eine Stimme. Gelingt es ihm, durch ſeine Beredſamkeit ſeine 
Kollegen zu gewinnen, ſo wird er mit ſeiner Stimme das Staats⸗ 
miniſterium nach ſich ziehen. Ob er nun auf dem Seſſel des 
Vorſitzenden ſitzt oder auf dem des Miniſters der auswärtigen 
Angelegenheiten, ändert nichts. Sind ſeine Gründe überzeugend, 
ſo werden ſie überzeugend wirken, ſowohl vom Vorſitz aus wie 
von jedem anderen Seſſel. 
als Miniſterpräſident ebenſo werden wie von jeder anderen 
Stellung. Hat er pexſönlichen Einfluß, jo wird er ihn ſowieſo 
haben; einen geſetzlichen Einfluß hat er in keinem Falle. Nun 
meint Herr Richter, Fürſt Bismarck habe in ſpäteren Jahren 
nſichten ausgeſprochen. Es iſt dann vielfach exemplifizirt 
worden auf die kurze Zeit, wo Graf Roon Miniſterpräſident war 
und auf die Rolle, die er geſpielt hat. Hat ſich aus dieſem Ver⸗ 

ältniß ein Nachtheil ergeben und welcher, und iſt jenes Ver⸗ 

ältniß wieder aufgehoben worden wegen der hervorgetretenen 
Nachtheile? Das letztere iſt nicht der Fall. Der Fall lag damals 
folgendermaßen. Fürſt Bismarck war leidend, er zog ſich zurück. 
Graf Roon war auch leidend, und ſein Vorſitz im Staats⸗ 
miniſterium wurde bald illuſortſch. Seine Leiden nahmen zu, und 
dann erklärte er nach 11 Monaten, daß er nicht blos den Vorſitz, 
ſondern auch ſeine Aemter niederlegen müſſe. Darauf baten die 
anderen Miniſter den Fürſten Bismarck, den Vorſitz wieder zu 
übernehmen. Daß aber aus dieſer Trennung während dieſer Zeit 
ſachlich irgend ein Schaden entſtanden wäre, vermag ich nicht zu 
erkennen. 

Wenn nun Apr Richter meint, daß ich nun nicht mehr die 
olitit des do, ut des treiben werde, fo weiß ich nicht, ob ich das 
is jetzt überhaupt gekonnt habe; denn ich hätte dazu der Zuſtim⸗ 

mung meiner Kollegen immer bedurft. Ich würde laber geglaubt 
haben, durch eine ſolche Politik mich gegen Preußen zu verſündigen. 

Wenn ich alſo für mich Nachtheil aus der Trennung nicht be⸗ 
fürchte, ſo ſind auf der andern Seite die Vorthelle ganz unzweifel⸗ 
haft. Wenn ſelbſt Fürſt Bismarck bei ſeiner koloſſalen Kraft und 
der Geſchichte, die er hinter ſich hatte es ſchwer empfand, das ge⸗ 
ſteigerte Maß der Verantwortung aus dem preußiſchen Miniſterium 
zu tragen, ſo würde es doch von jedem andern unbeſcheiden ſein, 
auch nur zu denken, daß er darunter nicht leiden würde. Die 
Sorge, die mir das preußiſche Miniſterpräſidium gemacht hat, der 
unausgeſetzte Druck der Verantwortlichkeit für Dinge, die mir im 
Ganzen doch fern lagen, und in die direkt en Abel en ich nicht 
im Saane war, gehörte bisher zum ſchwerſten Theil meines Da⸗ 
ein 


Aber auch direkt für das Reich erwächſt durch dieſe Trennung 


ein Vortheil inſofern, als der Reichskanzler künftig nicht mehr in 


jede preußiſche Kriſe verwickelt zu werden braucht. Man kann ja 
jagen, der Miniſterpräſident könne ſich dabei mehr abſeits ſtellen. 
Die Stellung läßt ſich im Allgemeinen nicht reglementariſch ab⸗ 
grenzen; es muß ſich Alles auf die Perſon zufchneiden. Ich habe 
einmal die Auffaſſung von meinen Pflichten als Miniſterpräſident 
dahin, daß ich, wenn ein Miniſter eine Vorlage einbrachte und das 
Staatsminiſterium ſich damit einverſtanden erklärte, der nächſte 
dazu wäre, um hinter den Reſſortminiſter zu ſtehen. (Beifall rechts 
und im Zentrum.) Ich bin der Anſicht geweſen, daß, wenn der 
Miniſterpräſident in einer ſolchen Lage dem Reſſortminiſter fallen 
läßt, ex im Staatsminiſterum überhaupt eine Null ift, und daß ich 
eine Null geweſen wäre, wenn meine Kollegen nicht die Ueber⸗ 
eugung haben konnten, der Miniſterpräſident werde, ſoweit es in 
feinen ſchwachen Kräften ſteht, hinter ihnen ſtehen. (Beifall rechts 
und im Zentrum.) Mir iſt das ſehr leicht geworden, da ich mich 
bei keiner Vorlage von meiner eigenen Ueberzeugung zu trennen 
hatte. (Beifall im Zentrum.) 

ö ch — alio, daß die Beſorgniß, das Reich könne zu Schaden 
kommen, bei der Trennung nicht vorliegt. Vielmehr wird in den 


loſſen würde das nicht ſein bet einer parlamen= | 3 
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Ueberſtimmt kann er von der Stellung V 
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Verhältniſſendes Reiches eine wünſchenswerthe Sta⸗ 
bilität dadurch herbeigeführt. Es kann weder der auswärtigen 
Politik noch der Reichspolitik dienlich ſein, wenn bei Schwierigkeiten 
in Preußen immer in letzter Perſpektive der Fall des Reichskanzlers 
bevorſteht. Es kann nicht dem öffentlichen Intereſſe dienen, 
Ba 15 Stellung des Reichskanzlers ſo häufig als unſicher 
erſchein 
An eine parlamentariſche Re 5 wird doch 
auch Herr Richter nicht im Ernſte denken. Ich glaube, daß wir, 
Gott ſei Dank, davon noch weit entfernt find. (Beifall rechts.) 
Sa ee Reichsminiſterken einzuführen, halte ich 
ur Zeit ebenſo für ganz ausgeſchloſſen Einige mögen es 
far wünſchenswerth halten; die verbündeten Regierungen halten 
es nicht für wünſchenswerth. Ob aber jemand es für ausführbar 
hält, damit den Bundesrath zu beſeitigen und unſere ganze Reichs⸗ 
regierung auf den Kopf zu ſtellen, iſt mir in hohem Grade zweifel⸗ 
halt. Ich meine doch, wir thun gut abzuwarten, wie die Dinge 
ſich geſtalten. Ich meine, daß Deutſchland zu feſt ſteht, um durch 
eine ſolche Frage, ob der Reichskanzler einen u feiner politiſchen 
Aemter, den er ſelbſt für unbedeutend hält, abgiebt oder nicht, er⸗ 
ſchüttert fie werden. Deutſchland wird es überwinden, und es wird 
En ver er ſondern eher gewinnen. 1 (Betfall rechts; und im 
entrum.) 


Abg. v. Kardorff (Rp.): Ich ſtimme dem 9855 Reichskanzler 
in ſeinen Ausführungen über die paxlamentariſche Regierung voll⸗ 
kommen bel. Herrn Richter verweiſe ich nur auf den Zwieſpalt, 
der entſtehen würde bei verſchiedenen Majoritäten im Landtag, wie 
wir ſie jetzt haben, wenn im Reiche liberale und in Preußen kon⸗ 
ſervative Politik gemacht wird. Die Situation hätte heute noch 
nicht zur Sprache gebracht werden ſollen. Perſönlich glaube aller⸗ 
dings auch ich, daß die Trennung des preußiſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten vom Reichskanzleramt keine dauernde ſein kann. Gegen⸗ 
über den Preßſtimmen des Auslandes möchte ich aber, wie ich 
1 in Uebereinſtimmung mit der übergroßen Majorität der 

nſchauung entgegentreten, als ob der Dreibund irgendwie durch 
die Kriſis erſchüttert werden könnte. Wie die Kriſis auch enden 
möge, die ganze Nation hält feſt an dem Dreibund. (Allſeitige 
Zuſtinmung) Das, Reich wird ſtarke genugzlſein, gadie Kriſis zu 
überwinden. J zn > ee 
Abg. Graf Balleſtrem (Ztr.): Ich! halte es nicht für aut, 
heute ſchon die Kriſis zu beſprechen. Auch ich beklage aber, daß 
der gegenwärtige Reichskanzler aus ſeiner leitenden Stellung in 
Preußen ausgeſchieden iſt. Wenn ich ihm auch 7 — daß die 
Stellung eines Miniſterpräſidenten in Preußen nicht reglemen⸗ 
tariſch begrenzt iſt, ſo giebt ſie doch der Geſammtſtellung des 
Reichskanzlers eine Energie, die ich ungern vermiſſen würde, ſie 
giebt ihm auch einen Einfluß in preußiſchen Angelegenheiten, der 
allerdings nicht regelementariſch feſtſteht, der ſich aber an die 
Perſon heftet, den wir auch vermiſſen würden Wenn jedoch die 
Umſtände es mit ſich brachten, daß der Reichskanzler auf ſeine 
Stellung in Preußen verzichten zu müſſen glaubte, ſo freue i 
mich, daß es ihm ſeine Ueberzeugung nicht nothwendig machte, au 
auf ſein Amt im Reiche zu verzichten. (Beifall im Zentrum.) Denn 
wir ſehen mit großem Vertrauen auf die Perſon des Reichskanzlers 
und hoffen, daß er noch lange die Angelegenheiten des Reiches in 
ſeiner ſtarken Hand halten wird. (Beifall im Zentrum.) Wir hoffen, 
daß es vielleicht, ebenſo wie beim Fürſten Bismarck, nicht lange 
dauern wird, daß er auch wieder die preußiſchen Angelegenheiten 
in ſeine Hand nehmen wird. ; 

Ganz einverſtanden bin ich mit der Aeußerung des Reichs⸗ 
kanzlers über die do ut des-Politil. Ich würde es nicht verſtehen, 
wenn Konzeſſionen im Reich mit preußiſcher Münze bezahlt wer⸗ 
en. Das dem höchſten Beamten auch nur zuzutrauen, würde ich 
nie wagen. Schließlich muß ich entſchieden gegen das Auskunfts⸗ 
mittel proteſtiren, das Herr Richter vorgeſchlagen hat: eine 
parlamentariſche Regierung in Preußen und Reichsminiſter im 
Reiche. Meine politiſchen Freunde und ich ſtehen auf dem Boden 
der Reichsverfaſſung, und die Reichsverfaſſung kennt im Reiche nur 
den Bundesrath und den Reichstag. (Sehr richtig! im Zentrum.) 
erantwortliche Miniſter ſind unvereinbar mit der 
Inſtitution des Bundesraths. Wir bedauern die Trennung der 
Aemter, hoffen, daß ſie aufhören wird, wir hoffen aber unter allen 
Umſtänden, daß der Reichskanzler an der Spitze des Reichs bleibt. 
(Beifall im Zentrum.) 

Abg. Dr. v. Bennigſen (ntl.): Der Vorredner hat den ver⸗ 
antwortlichen Reichskanzler vollkommen vergeſſen (Sehr 
gut!), der in die Reichsverfaſſung ausdrücklich als der verantwort⸗ 
liche Reichsminiſter eingeführt iſt. Seitdem iſt aber der Umfung 
der Geſchäfte unter der Verantwortlichkeit des Reichskanzlers in ſo 
außerordentlichem Maße gewachſen, daß ganz natürlich in den ver⸗ 
ſchiedenſten Parteien des Hauſes, ausgenommen die Partei des 
Grafen Balleſtrem, der Gedanke aufkam, daß unter Aufrechterhaltung 
der Inſtitution des Bundesraths dem Reichskanzler verantwortliche 
Miniſter, namentlich ein verantwortlicher Finanz⸗ 
miniſter zur Seite gegeben werde. (Sehr richtig!) 
Ich hoffe, daß die Zeit einmal kommen wird, wo man ſich von 
allen Seiten von der Nothwendigkeit einer Verfaſſungsänderung 
überzeugen wird. 7 

Abg. Richter hat eine vollkommen richtige Kritik geübt an der 
Veränderung hinſichtlich der leitenden Perſonen in Preußen und im 
Reiche. Ebenſo hat er vollkommen Recht darin, daß er erſt die 
weitere Entwickelung der Dinge abwarten wolle. Für Deutſchland 
iſt es namentlich in ſeinen Beziehungen zu den auswärtigen Staaten 
von der größten Wichtigkeit, daß ein häufiger Wechſel in den leiten⸗ 
den Perſonen vermieden wird. Deshalb handeln wir patriotiſch, 
erſt ruhig eine längere Zeit abzuwarten, was aus dieſer Trennung 
ſich entwickeln wird. arum kann man aber in der Sache ſehr 
wohl ſehr abweichender Anſicht ſein, von derjenigen, die der Reichs⸗ 
kanzler hier vertreten hat. Ich nehme gar keinen Anſtand zu er⸗ 
klären, daß ich der Auffaſſung bin, daß wir mit der Zeit zu einer 
Vereinigung der Aemter im Reich und in Preußen 
zurückkehren müſſen. Ein Bundesſtaat erfordert, daß ſeine 
leitende Perſon auch die Machtmittel des größten Staates beſitzt, 
das war der Gedanke, den König von Preußen zum deutſchen Kaiſer 
zu machen. Zu allen Zeiten iſt die Macht des deutſchen Kaiſer⸗ 
thums zuſammengebrochen, wenn ſie nicht durch eine große Haus⸗ 
macht geſtützt wurde. Dieſer Gedanke hat aber auch nahe 2 
daß der erſte Rathgeber des Königs von Preußen auch der erſte 
Beamte des Reiches ſein ſolle. Man befürchtete, und thut es auch 
jetzt noch, daß aus einer Trennung in den Aemtern Reibungen 
entſtehen könnten und Den en ſelbſt bei dem beiten Willen und 
den reinſten patriotiſchen Abſichten. Ich baff, daß wir eine ſolche 
Gefahr namentlich in der nächſten Zeit nicht erleben werden, ob⸗ 
wohl ſich nicht verkennen läßt, daß ſeit einiger Zeit der Partiku⸗ 
laxismus in Deutſchland an vielen Stellen, Hoch und Niedrig, 
wieder im Anwachſen begriffen iſt. Hört! hört!) Dieſe Gefahr 
wird aber größer, wenn auch noch ein partikulariſtiſcher Gegenſatz 
von Preußen und ſeiner Regierung zu dem Deutſchen Reich hinzu⸗ 
tritt. (Sehr richtig!) 

Daß der Reichskanzler Graf 8 wenn er ſich nicht ent⸗ 
ſchließen konnte, nach dem Vorgang in Preußen in ſeiner Stellung 
als Miniſterpräſident zu bleiben, doch den Poſten des Reichs⸗ 
kanzlers beibehalten hat, wird im großen und ganzen nicht blos in 
Deutſchland mit Freuden begrüßt werden. Die Zuſtimmung aus 
Parteien, zu denen er vielleicht kein übergroßes Vertrauen hat, 
beweiſt ihm, daß man einen ehrlichen Verſuch auf dieſem Wege 
gern unterſtützen wird. Seine Verwaltung erfreut ſich auch bei 
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den auswärtigen Stagten eines großen Vertrauens. Man finde 
namentlich in ſeiner Wirkung und Verwaltung eine Sicherung des 
Friedens, und deshalb wäre es bedauerlich, wenn die Entwickelung 
in Preußen auch eine nne im Reichskanzleramt zur Folge 
gehabt hätte. Deshalb wünſche ich, daß wir der weiteren Ent- 
wickelung in Deutſchland 0 entgegenſehen. (Beifall.) 

Abg. Frhr. v. Manteuffel (konſ.): Dem letzten Wunſch ſchließe 
ich mich vollkommen an, wenn ich auch im Uebrigen den Aus⸗ 
führungen des Vorredners nicht zuftimmen kann. Ich glaube 
nicht. daß die konſervative Partei jemals für die Nothwendigkeit 
eines verantwortlichen Reichsfinanzminiſters eingetreten iſt. ir 
ſtehen einfach auf dem Boden der Reichsverfaſſung, welche nur 
den Bundesrath gegenüber dem Reichstag kennt. Ich will jetzt 
nicht unterſuchen, welche Parteien an der Trennung zwiſchen 
Reichskanzler und Miniſterpräſident, die jetzt beklagt wird, Schuld 
haben ur gut! rechts). Aber, nachdem einmal der Katfer und 
König ſich ſchlüſſig gemacht hat, den Reichskanzler Grafen Caprivt 
in ſeiner Stellung als Reichskanzler zu belaſſen, den Grafen 
Eulenburg aber zum preußiſchen Miniſterpräſidenten zu machen, 
ſo genügt das für uns, in keiner Weiſe auf die Frage weiter ein⸗ 
zugehen. (Beifall rechts.) 

Abg. Liebknecht: Das jetzige deutſche Reich iſt doch nur ein 
vergrößertes Preußen, und der preußiiche Einfluß iſt doch immer 
maßgebend, und ſo lange wir keine parlamentariſche Regierung 
haben, iſt es ganz überflüſſig, über die Trennung der Aemter zu 
ſprechen. — Die Aeußerung des Abg. Bebel über den Krieg 1870, 
welche 1 70 Richter zitirt hat, geſchah, um feine Ablehnung der 
Kriegsanleihe zu ‚motiviren. Den jetzigen Rechtszuſtand in Elſaß⸗ 
Lothringen habe ich nicht angegriffen. Niemand hat es mit ſo 
großer Deutlichkeit wie ich in Frankreich zu Gehör gebracht, daß 
Deutſchland wenn es angegriffen wird, einig iſt. Die Rede des 
Abg. von Vollmar, auf welche Herr Richter ſich berufen hat, iſt 
von unſerer Partei migbilligt worden. Wir wollen das abſolute 
Recht und wir treiben keine Opportunitätspolitik, und die Kriege 
von 1864 und 1866, welche nach dem Zeugniß des vorigen Kaiſers 
ſelbſt unrecht waren, bleiben unrecht. 

Frhr. von Stumm (Rp.): Es wird den Sozialdemokraten 
nicht gelingen, ſich von dem Vorwurf weiß zu waschen, daß fie 
Alles gethan haben, um das Vaterland wehrlos zu machen. Die 

anze Art und Weiſe, wie die Sozialdemokraten ihre Sachen im 
Farlament und außerhalb deſſelben führen, muß zu Exzeſſen 
führen, und darum find die jüngſten Straßenexzeſſe auf die Sozial⸗ 
demokratie ſelbſt Wee Herr Liebknecht gab freilich im 
„Vorwärts“ dem Lumpenproletariat ſchuld, aber gleichzeitig wird im 
Beiblatt der herrſchende Zuſtand der jetzigen Geſellſchaft in die 
Schuhe geſchoben. Muß das nicht aufreizend wirken und liegt in 
dieſen verſchiedenartigen Auslaſſungen nicht ein EEE Die 
Mißhandlungen, unter welchen die Soldaten zu leiden haben, 
find lange nicht jo ſchlimm als diejenigen, welche die Sozialdemo⸗ 
a gegen die an einem Streik nicht theilnehmenden Arbeiter 
ausüben. 


Abg. Richter: Wenn Herr Frhr. v. Stumm auf die Urſachen 
der Straßenexeſſe hinwies, dann hätte er auch die Antiſemiten in 
erſter Reihe erwähnen ſollen. Es iſt durch die Gerichtsverhandlung 
feſtgeſtellt worden, daß die chriſtlich⸗ſoziale Thätigkeit des Abg. 
Stöcker weſentlich eingewirkt hat, Stimmungen hervorzubringen, 
aus denen ſolche Straßenkrawalle hervorgehen. Ich habe die ganze 
Diskuſſion bei der erſten Berathung nicht herbelgeführt; wir ſind 
genöthigt worden dazu, weil Herr Bebel es immer ſo darſtellt, als 
ob die ganzen Laſten die Folgen nur des Krieges von 1870 wären. 
Da liegt die Gegenfrage nahe: Wie wäre es denn gekommen, wenn 
Ihr mit Eurem Neutralitätsſyſtem die Mehrheit gehabt hättet? 
Dann meine ich, hätten wir uns nicht zu unterhalten über Elſaß⸗ 
Lothringen, wohl aber über die Wiedergewinnung des linken Rhein⸗ 
ufers. (Zuſtimmung). 

Daß wir über die Miniſterkriſis verhandeln, iſt uns verübelt 
worden. In jedem andern Parlament der Welt würde man es 
als ſelbſtverſtändlich einſehen, daß ſolche Dinge zur Sprache ge⸗ 
bracht werden. Wir dürfen doch wahrlich nicht ſo thun, als ob 
wir hier nur die Bureaunummern abzumachen hätten. Die Rede 
Bismarcks, die der Reichskanzler zitirte, ſtammt aus dem Anfang 
der Periode der Trennung der Aemter; nachher urtheilte er deſto 
ungünſtiger. Es iſt ja richtig, daß Fürſt Bismarck ſpäter wieder⸗ 
holt wenn er in einer verdrießlichen Stimmung war, gegen feine 
Kollegen im preußiſchen Miniſterium ſeine Einflußloſigteit beklagte. 
Aber thatſächlich verhielt es ſich nicht ſo. Aus den verſchiedentlichen 
Veröffentlichungen in der letzten Zeit iſt zu entnehmen, in welchem 
Umfange er von ſeiner Stellung als Miniſterpräſident Gebrauch 
gemacht hat, um die Initiative zu geben gerade für die Reichs⸗ 
geſetzgebung. Ja, um die Initiative noch zu verſtärken, übernahm 
er das Handelsmintſterlum ſpäter. Gewiß fit richtig, daß von der 
Perſönlichkeit des Miniſterpräſidenten ſeine Stellung abhängt. Wir 
haben aber bei dem Grafen Caprivi die Erfahrung gemacht, daß 
ſeine Perſönlichkeit einen großen Einfluß zu üben im Stande iſt. 
Gerade in der Schulgeſetzgebung hat der Miniſterpräſident gez 
daß er doch mehr bedeutet, als irgend ein anderer Kollege. 
haben es dem Grafen Caprivi nicht verübelt, es hat uns im Ge⸗ 
gentheile gefallen, daß er bis zuletzt für ſeinen Kollegen eingetreten 
iſt, und das iſt von parlamentariſchem Standpunkte aus auch ge⸗ 
rechtfertigt. Wenn aber der preußiſche Miniſterpräſident ſo wenig 
Bedeutung hat, warum beruft man denn einen beſonderen Miniſter 
auf dieſen Poſten? Warum kann das Bischen Vorſitzführen nicht 
ein anderer machen? Warum beruft man einen Mann, der doch 
weit mehr perſönlich bedeutet, als bloß eine ornamentale Spitze? 

2 ede Entlaſtung des Reichskanzlers iſt ja für ſeine Geſchäfte 
ein Vortheil. Sein Amt umfaßte bisher eine Summe von Funk⸗ 
tionen, die für jeden Staatsmann zu groß war. Fürſt Bismarck 
war hiſtoriſch in die Sache hineingewachſen; es tft ihm aber immer 
ſchwerer geworden, das hat ſich in der letzten Zeit immer mehr 
gezeigt. Die Bewältigung aller dieſer Geſchäfte geht über die 
Kräfte eines Menſchen hinaus. Wenn wir zum Beiſpiel neulich 
ſahen, daß er einen vollen Tag zu diskutiren dan de war, über 
die Ausweiſung aus Oſtafrika, da muß man doch ſagen: wäre es 
nicht beſſer geivejen, wenn ein ſelbſtändiger Reſſortminiſter da⸗ 

eweſen wäre? Wenn die Reichsverfaſſung einen verantwortlichen 

etniſter gegenüber dem Bundesrath borſteht, warum ſollte es ver⸗ 
wehrt ſein, daß an Stelle des einen mehrere Miniſter verantwort⸗ 
lich ſind? Die Verfaſſung iſt alſo nicht hinderlich für die Schaffung 
beſonderer Reichsminiſterien. 

Unſere Stellung hat ſich dem Reichskanzler gegenüber nicht 
verändert. Wir unterſtützen ihn hier theils, theils bekämpfen w 
ihn nach wie vor. An ſeiner auswärtigen Politik haben wir, ſo⸗ 
weit ſie klar vorliegt, nichts auszuſetzen. Es iſt gewiß falſch, wenn 
man im Auslande der ganzen Frage eine 2 beimeſſen kann, 
als ob es ſich um eine Exiſtenzfrage handelt. Über für die innere 
gedeihliche Entwicklung des Verhältniſſes der Miniſter zu einander, 
zur Krone und zum Parlament kommt dieſe Angelegenheit weſent⸗ 
lich in Frage. Und in allen dieſen Richtungen tft es in Deutſch⸗ 
land nicht ſo, wie es ſein ſollte. Die ukunft wird lehren, daß die 
jetzige Löſung nur eine proviſoriſche iſt. (Beifall links.) 

Abg. Graf v. Kanitz: Es iſt eine höchſt auffällige Thatſache. 
daß Herr v. Bennigſen, ein aktiver preußiſcher Staatsmann, mit dem 
1 der Oppofitton Arm in Arm geht. (Zurufe und Unruhe links.) 
Wenn er auf dem Wege der Bildung einer großen liberalen Partei 
weiter gehen will, mag er es thun. Aber es widerſpricht der 
preußiſchen Beamtentradition, = ein aktiver preußiſcher Beamter 
für diejenigen Vorſchläge eines Führers der Oppoſition eintritt, 


8 als ungeeignet bezeichnet. (Große Unruhe 
nks. all re 8 
g. v. Bennigſen (nl.): Wenn mir der Vorredner vorwirft, 
daß ich Oppoſition gegen die Regierung mache, ſo nehme ich beim 
Grafen Kanitz das nicht gerade tragiſch. Es 10 leicht erklärlich, 
daß der Aerger ſeiner Parteigenoſſen über den Verlauf der Dinge 
in Preußen ſich in irgend einer Weiſe Luft machen muß. (Sehr 
richtig! links.) ch habe von dem Volksſchulgeſetz gar nicht 
geſprochen. Wenn damals das Volksſchulgeſetz nicht vorgelegt 
worden wäre, und wenn nicht andere Männer eine ſehr ſchwere 
Gefahr für Preußen und das Reich (Lebhafter Widerſpruch rechts) 
aus dieſem Schulgeſetzentwurf dial hätten, dann würde ich die 
Worte nicht geſprochen haben, die pe in der Stellung eine 
Warnung enthalten, indem ich darauf hinwies, daß die Entwicklung 
in Deutſchland eine chef werden könne, welche Parteien und 
Männer, die in wirtbichaftlihen Fragen ſich fern ſtehen, in der 
8 der anderen idealen politiſchen Güter wieder näher 
bringen und dadurch bewirken würde, daß das liberale Bürgerthum 
über ſolche Dinge in Zukunft dasjenige 
Gewicht ausübt, welches ihm nach der Geſchichte zukommt. In 
ewiſſen Kreiſen der Freunde des Herrn v. Kanitz wird man es 
. — daß ich auf dieſe Möglichkeit der Entwickelung hingewieſen 
babe. Wenn Graf Kanitz als Reichstagsabgeordneter ſich berufen 
laubt, ein Mitglied auf ſeine abhängige Stellung als Beamter 
binzurbeiſen, dann weiß ich nicht, wie er das mit der Unab⸗ 
hängigkeit der Stellung der einzelnen e auch 
ſeinen Freunden gegenüber, die Beamte ſind, in Einklang bringen 
will. Ich habe es vielfach bemerkt, daß es auch unter den 
Konſervativen unabhängige Männer gegeben hat, auch in Beamten⸗ 
ſtellung die ſich nicht geſcheut haben, als Abgeordnete ihrer ab⸗ 
weichenden Meinung der Regierung gegenüber Ausdruck zu geben. 
Es iſt die Pflicht des Abgeordneten, nicht bloß die Intereſſen des 
Wahlkreiſes zu vertreten, ſondern ſtets das Wohl des Ganzen im 
Auge zu halten, und zu dieſer Pflicht gehört, auf Gefahren hin⸗ 
zuweiſen, von denen man glaubt, daß ſie nahen. Ich glaube, es 
wird auch an anderer Stelle nicht als Unglück angeſehen werden, 
wenn es in Preußen noch hohe Beamte giebt, die eine eigene 
Meinung haben und es wagen, ihre Meinung auszusprechen in 
ſolchen Fällen wo es von Nutzen ſein kann, bis an die hohe Stelle 
der Krone hinauf, und die den Blick auf Gefahren hinlenken, wenn 
es Niemand ſonſt mehr wagt, den Mund aufzuthun. Ich bereue 
durchaus nicht die Worte, die ich geſprochen habe. Im Gegentheil 
glaube ich, daß ſie unſerer Entwickelung von Nutzen geweſen find. 
(Lebhafter Beifall links. Ziſchen rechts.) 

Abg. Stöcker (konſ.): Herr Richter hat es verſucht, mich und 
den Antiſemitismus mit den Kravallen in Berlin in Zuſammen⸗ 
hang zu bringen. Ernſthaft kann er das nicht gemeint haben. 
Daraus, daß einer gerufen hat: Inden raus! folgt doch nicht, daß 
er Antiſemit iſt. (Schallende Heiterkeit.) Die n von 
der Verwerflichkeit des Judenthums iſt bereits in die National⸗ 
liberale Partei gedrungen, und in einer Verſammlung der ſozial⸗ 
demokratiſchen 3 ſind wilde Deklamationen gegen den Abg. 
Singer gehalten. Die Anarchiften find eben klüger als die Sozial⸗ 
demokraten. Mit unſerm Antiſemitismus hat das aber garnichts zu 
thun. Wir wollen nur eine geſunde Reaktion gegen das Juden⸗ 
thum. Es geht eine moraliſche Durchſeuchung durch unſer Volk, 
und wenn das liberale Bürgerthum des Abg. von Benningſen ſich 
nicht mehr darum bekümmert, als es bisher gethan hat, dann geht 
es mit unſerem Vaterlande zu Ende (Stürmiſcher Beifall rechts, 
große Unxuhe links). 

Die Kriſis bedaure ich (Zuruf: das glauben wir!). Aber den 
Nationalliberalen ſteht es nicht gut an, darüber zu klagen, denn ſie 
allein trifft die Schuld, daß die Kriſis überhaupt eiagetreten iſt. 
(Lebhafte Zuſtimmung rechts.) Dieſe Kriſis war nicht nöthig, weder 
aus nationalen noch religiöſen Geſichtspunkten, vor Allem nicht aus 
dem der politiſchen Klugheit. Dieſe Bewegung gegen das Volks⸗ 
ſchulgeſetz in Preußen iſt eine Mißachtung der Regierungs⸗ 
autorität und der parlamentariſchen Majorität (Großes 
Gelächter links.) In dem Miniſterium ſitzt ein liberaler Miniſter, 
der dem Geſetze zugeſtimmt hat. Es iſt unerhört, daß außerhalb 
der Parlamente Parteigenoſſen deſſelben mobil machen gegen das 
Geſetz, bei einer Gelegenheit, wo daſſelbe gar nicht auf der Tages⸗ 
ordnung ſteht (Große Unruhe.) Ich beſtreite den Beamten, und 
wenn ſie noch höher geſtellt find als Herr v. Bennigſen, nicht das 
Recht einer freien Meinungsäußerung, ſondern ein Aufruf an 
die nattonalliberale Partei, ſich mobil zu machen gegen die 
Regierung (Große Unruhe links. Beifall rechts.) Es iſt eine 
von den liberalen Mittelpaxteien gegen ihre eigene Ueberzeugung 
— denn ſie find für die Geltendmachung der parlamentariſchen 
Majorität — ergeugte Mißachtung der parlamentariſchen Majorität. 
(Große Unruhe.) as große liberale Bürgerthum hat ja dte ma⸗ 
teriellen Intereſſen ſehr gefördert; aber in feinem Schoße tft der 
Mammonismus bis zu einem Grade gepflegt worden, daß die Nation 
darüber auseinanderzugehen droht. (Große Unruhe links. Beifall 
rechts.) In ſittlichen und reliöſen Dingen hat es gar nichts ge⸗ 
leiſtet und iſt in der Vergiftung unſerer Volksſeele nicht entgegen⸗ 


getreten. 
reſſe, die „Kölniſche Zeitung“ vor allem, iſt 


bei der Entſcheidun 


Die liberale 
antimonarchiſch un antichriſtlich. (Große Unruhe links.) Ihr Mon⸗ 
archismus, der aufhört bei der geringſten Unannehmlichkeit, ſſt ein 
Monarchismus ohne Werth und Ueberzeugung. (Unruhe links, 
Beifall rechts.) Die „Köln. Ztg.“ fordert die Regierung auf, die 
religtöſe Moral zu pflegen. So was giebt es nicht, Herr v. Bennigſen, 
Religion und Moral find zwei ganz verſchiedene Dinge. (Stür⸗ 
miſche Heiterkeit. Zurufe links: Einmal ein wahres Wort!) Wenn 
Herr v. Bennigſen glaubt, mit ſeiner Schilderhebung im Namen 
des großen liberalen Bürgerthums Deutichland genutzt zu haben, 
fo irrt er ſich (Beifall rechts.) Er hat vielleicht gedacht, es jet eine 
wundervolle Gelegenheit, den Konſervativen zu ſchaden. Den 
Schaden hat der Staat, das Reich, die Autorität und das Anſehen 


der Krone. Verantworten Sie es, k ; ü 
a Zischen int) Herr v. Bennigſen. (Stürmiſcher 


Abg. Liebermann v. Sonnenberg: Herrn Richtern gegen: 
über nehme ich meine Partei dagen in S aan 5 a 
Berliner Straßenſkandalen betheiligt geweſen iſt. Die Pariſer 
Börſe hat eher davon gewußt, als fie ſtattfanden, das Judenthum 
hat wieder dahinter geſteckt, wie es auch 1848 an dem Aufſtande 
betheiligt war. Das Judenthum arbeitet auch hier mit Agents 
provocateurs. Redner beruft ſich auf einen Berliner Bericht⸗ 
erſtatter, der, trotzdem er für Berliner freiſinnige Blätter berichtete, 
ſich anttſemitiſch geberdet habe. Nur wenn der Antiſemitismus, 
der in die Sozialdemokratie eingedrungen iſt, zur Herrſchaft kommt, 
wird es zur Gewalt gegen die Juden kommen, wir aber wollen 
keine revolutionäre Bewegung, wir find Royvaliſten, auf die ſich der 
Thron ſtützen kann. 

Abg. Prin 5 Carolath⸗Schönaich: Der Thron würde mir 
leid thun, der ſich auf den Antſſemitismus Kant und wenn Kaiſer 
Wilhelm betonte, daß er nicht an kriegeriſche Eroberungen, ſondern 
an Güter der Wohlfahrt, Freiheit und Geſittung denke, ſo h 
den Antiſemitismus ja gewiß nicht zur Geſittung gerechnet. 
halte es auch mit dem anderen deutſchen Kalſer geſegneten An⸗ 

edenkens, der da fagte, daß alle deutſchen Unterthanen feinem 
erzen gleich ſeien. (Beifall links.) 
ch bedaure tief die Worte des Grafen Kanitz; 
dieſelben ſind ein Vorgang ohne gleichen in dieſem Hauſe. Ich 
betrachte es als eine hohe Ehre für das preußiſche Beamtenthum, 
ſolche Männer in ihrer Mitte zu haben wie Herrn von Bennigſen. 


at er 


ch Rech 


Iſt man darüber I 80 ſo ſollte man dieſe Anſicht wenigſtens 
ke ich behalten. Als bei den letzten Wahlen ein Mitglied der 
reiſinnigen die Wähler warnte, Beamte zu wählen wegen ihrer 
Abhängi keit, wurde von konſervativer Seite das beſtritten und = 
jagt, auch jeder Beamte könne ſeine Meinung frei vertreten. Ihre 
je en Ausführungen ſtehen damit in direktem Widerſpruche. Ich 
afje dahingeſtellt, ob Graf Kanitz feiner eigenen Partei damit 
einen Dienſt erwieſen hat. Die Wähler werden aber bei der nächſten 
Wahl ſehr viel klarer ſich die Frage vorlegen, ob ſie noch einen 
Beamten en hr können, ob ihm nicht dadurch jo unleidliche Ver⸗ 
hältniſſe bereitet werden, daß er ſchließlich auf ein Amt verzichten 
muß, deſſen Uebernahme für ihn nur eine Pflicht geweſen iſt. (Sehr 
richtig! links). Man wird ſich de ob man überhaupt noch 
einen Beamten wählen kann, wenn dieſer in den parlamentariſchen 
Körperſchaften nicht mehr frei und unbefangen ſeine Anſicht ausſprechen 
kann. Gerade ein Mitglied 1 ſollte nach den Vorgängen, 
die gerade die konſervative Partei mit den Beamten erlebt hat, einen 
ſolchen Appell unterlaſſen. (Sehr richtig! links). Sogar die 
enragirteſten Gegner der Perſon, welche ich im Auge habe, haben 
das Vorgehen gegen dieſelbe für einen politiſchen Fehler erkärt. 
Das unterſcheidet gerade die linke Seite des Hauſes von der 
anderen, daß ſie für die Redefreiheit auch ihrer poli⸗ 
tiſchen Gegner eintritt, während Sie die Redefreiheit der poli⸗ 
tiſchen Gegner beeinträchtigen wollen. (Lebhafte Zuſtimmung 
links.) Dazu haben wir das deutſche Reich nicht mit unſerem 
Blute begründen helfen, daß nur Jaſager in demſelben vorhanden 
ſind. Im Reichstag ſollte man wenigſtens trachten, die Autorität 
des Reichstages zu wahren und nicht herabzudrücken. Die An⸗ 
ſichten des Grafen Kanitz dürften im Lande auf keine beſondere 
uſtimmung zu rechnen haben. Wenn die politiſche Laufbahn des 
errn v. Bennigſen eine Mahnung enthält, fo iſt es die laute und 
W Mahnung: ſo treu und deutſch zu ſein wie er. (Bei⸗ 
fall links.) Wir ſollen uns wenigſtens in den deutſchen Parteien 
daran gewöhnen, unſere politiſchen Gegner zu achten. 
Es hat mich gleichfalls tief betrübt, von Herrn Stöcker Dinge 
iu hören, die geeignet find, einen großen Theil der evangeltichen 
itbürger irre zu machen und zu verſtimmen. (Unruhe rechts. 
Seine an von der Lehre des göttlichen Erlöſers halte i 
für unthunlich, für vollkommen unbegreiflich und ebenſo für höchſt 
bedauerlich. (Beifall links. a 
Abg. Graf Kanitz: ir, der ich ſtets unter allen Umſtänden 
meine eigene Meinung vertreten hätte, ſollte man doch nicht zumuthen, 
daß ich das Gleiche bei anderen tadle. 5 1 habe Herrn v. Bennigſen 
nicht daraus einen Vorwurf gemacht, daß er ſeine perſönliche Ueber⸗ 
eugung ausſprach, ſondern daß er an die ganze Partei appellirt 
at. (Lachen links.) . 
Abg. Singer (S.⸗D.): Die Behauptung des Abg. Stöcker, 
daß der Antiſemitismus in die Sozialdemokratie eingedrungen ſei, 
iſt ſo wahrheitswidrig, wie wir es vom Abg. Stöcker gewöhnt ſind. 
(Präſident v Levetzow rügt dieſen Ausdruck als unzuläſſig.) Die 
Verrohung im Volke und die Berliner Radauverſammlungen 
Den erit von dem Beginn des Auftretes des Abg. Stöcker in 
erlin. 


„Abg. Richter: Die Abgg. Liebermann von Sonnenberg und 
Stöcker haben in Bezug auf die Verantwortlichkeit für die Straßen⸗ 
krawalle um die Sache herumgeredet. Daß die Börſe und ihre 
Baiſſeſpekulation Schuld daran hat, iſt ein Märchen, für das der 
Schatten eines Beweiſes fehlt. Dagegen iſt aktenmäßig geſtern vor 
Gericht nachgewieſen worden der Zuſammenhang der antiſemitiſchen 
Geſinnung mit dieſen Straßenkrawallen. . k 

Der Bericht darüber rührt von dem gewöhnlichen objektiven 
Berichterſtatter her, und ſechs Zeugen haben übereinſtimmende 
Ausſagen gemacht. Fortwährend ertönte von dem Haupträdels⸗ 
führer der Ruf: Juden raus! Dergleichen Exzeſſe mit ſolcher 
ame e Färbung find bis jetzt in Berlin unbekannt geweſen; 
ſie kamen in den früheren Jahrhunderten vielleicht vor, kommen 
aber jetzt exit wieder ans Tageslicht, ſeitdem die chriſtlich⸗ſoziale 
Bewegung begonnen hat. Herr Stöcker iſt allerdings nicht mit 
der Fahne voraufgezogen bei lenen Exzeſſen, aber Sie werden die 
Leute nicht von den Rockſchößen abſchütteln können. Es ſind die 
Antiſemiten der That im Gegenſatz zu den Antiſemiten der Phraſe. 


Sie klagen über die politiſche Lage. Alles, was geſchehen iſt, 
iſt doch die Fortſetzung des Syſtems der Kabinetsregierung, das 
Sie immer als das allein ideale hinzuſtellen beliebten. Oder wollen 
Sie den König nur abſolut, wenn er ihren Willen thut. Die 
Wendung in der Geſetzgebung 0 jetzt zum zweiten Mal eingetreten, 
nachdem Sie ſich vom Goßlerſchen zum gel ſchen Entwurf be⸗ 
kehrt hatten, glaubte die Regierung, da e Uebung im Ein⸗ 
. bekommen haben, und nahm daher eine neue Stel⸗ 
ung ein. . 

Sie klagen über die unverantwortlichen Rathgeber der Krone. 
Das waren aber doch nur Konſervative, und ſie ſitzen in der un⸗ 
mittelbarſten Nähe des Herrn Stöcker. Was haben Sie für einen 
Grund, ſich darüber zu beſchweren, daß es gegen die Mehrheit des 
Parlaments geſchehen iſt. Alle Achtung vor der Verbeugung vor 
dieſem parlamentariſchen Reglerungeſ tem. Aber Sie haben es 
mißverſtanden. Das parlamentaxiſche Regierungsſyſtem verbietet 
der Krone durchaus nicht, ihre Politik auch gegen die Mehrheit des 
Parlaments zu ändern. Die Konſequenz iſt aber eine Auflöſung 
der Volksvertretung. (Lebhafte e n links.) Warum er⸗ 
zwingen Sie in der Mehrheit nicht die Auflöſung durch ein ver⸗ 
ändertes Verhalten Ihrerſeits. Das laſſen aber die Konſerpativen 
und die Zentrumspartei, die ſich ſo beleidigt fühlen, fein ſein. 
(Heiterkeit und Beifall.) h 

Sie hüllen ſich in Schweigen und hätten auch heute kein Wort 

eſagt, wenn ich nicht das Karnickel geweſen wäre, das angefangen 
at. (Heiterkeit.) Niemand wird anders behandelt, als er es ver⸗ 
dient, und ein Parlament, dem alles geboten werden kann, hat kein 
Recht, ſich über eine Aenderung der Polit der Regierung im Ge⸗ 
genie zu ihm zu beſchweren. Sie fürchten ſich vor der 

uflöſung (große W rechts), im Reichstage, wie im Ab⸗ 


geordnetenhauſe, well ſie wiſſen, daß ſie dabei nur verlieren kön⸗ 
nen und ohne die Stütze der Regierung ſelbſtändig nichts bedeuten. 
(Lebhafter Beifall links, Unruhe rechts.) 

Abg. v. Kardorff: Wenn Herr Stöcker den liberalen 14 81 7 
die Schuld ander ganzen Kriſis gegeben hat, fo erkläre ich, daß 
u t - e N 5 t im Abgeordnetenhauſe gegen das Volks⸗ 

ulgeie 8 

Abg. Stöcker: Wie es mit der Unparteilichkeit vor Gericht 
iſt, iſt ja klargeſtellt worden in meinem Prozeß, wo ich als S6 dle 
5 mal „Angeklagter“ titulirt wurde. Die Demoraliſirung durch die 
jüdiſche Preſſe iſt ja bekannt. Die Verrohung und Immoralität 
im Volke iſt hervorgerufen | die Jahrzehnte lange Verhetzung 
gegen die Religion. — Wenn die Freiſinnigen an der Regierung 
wären, ſo würden * die größten Anhänger des Abſolutismus ſein. 
In keiner Preſſe als in der fortichrittlichen ſtand ein Dithyrambus 
auf den Abſolutismus mit dem Refrain: ich bin der Herr und 
keiner mehr. Der Gegenſatz iſt nicht Parlamentarismus und 
Kabinets regierung, ſondern es handelt ſich um die Frage, ob die 

echte der Krone geſchmälert werden ſollen. Die Anſtürme gegen 


das beſtehende Syſtem ſind nur geeignet, die Entwickelung zu 
hindern und uns Verderben zu bringen. (Lachen links, Beifall 


rechts.) 

Damit ſchließt die Generaldebatte und das Haus vertagt die 
Spezialdiskuſſion auf Montag, 12 Uhr (vorher Nachtrags⸗ 
etat für ſtrategiſche Bahnen). 

Schluß 5¼ Uhr. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


Elbing, 26. März. Die drohende Eisgangsgefahr auf der 
Nogat iſt vorüber der Strom iſt faſt ganz offen. Das Waſſer in 
den überſchwemmt geweſenen Ortſchaften an der Mündung der 
Nogat fließt nach dem Haff ab. Es wird der demnächſtige Aufbruch 
des x eiſes erwartet. 

ilſit, 26. März. Der Eisgang des Memelſtromes hat heute 
Nachmittag begonnen. 

Sargans, 26. März. Bei dem geſtrigen Brande in Sevelen 
ſind etwa 70 Häuſer und die Kirche abgebrannt. 

München, 26. März. Nach einem Privattelegramm des 
„Fremdenblatts“ aus Regen iſt das Dorf Biſchofsmais heute 
Vormittag zur Hälfte niedergebrannt. Dem Vernehmen nach 
entſtand das Feuer im Schulhauſe; die Pfarrkirche gelang es 
zu retten. 

München, 26. März. In der Troittoirſteinfabrik zu Groß⸗ 
heſſellohe iſt heute Vormittag 9%, Uhr ein Brand ausgebrochen, 


er noch fortdauert. 2 

München, 26. März. Der Prinzregent ernannte Poſſart 
um Hoff Det und zum Profeſſor des Vortrags an der 
ftaatlichen u 


kſchule. Das Engagement iſt ſeitens er Nach un⸗ 
kündbar. — In der Lehelvorſtadt iſt in vergangener Nacht ein 
Häuschen in den Schmiedbach hineingeſtürzt, die Bewohner wur⸗ 
den gerettet. — Das heute Vormittag in der Trottoiriteinfabrif zu 
Großheſſellohe ausge er. Feuer wurde Mittags gelöſcht, das 
Fabrikgebäude iſt theilweiſe gerettet. 5 

aris, 27. März. Heute Vormittag hat in dem Hauſe 
Rue Clichy 39 eine Dynamitexploſion ſtattgefunden. 
Das Haus wird von dem Generalprokurator Bulloz 
bewohnt, welcher die Vorunterſuchung gegen die Anarchiſten 
von Lavallois leitet, und iſt in Folge der Exploſion von 
unten bis oben auseinander geborſten. Die Treppen ſind zer⸗ 
trümmert, die Fenſter geſprengt. 

Paris, 27. März, Nachm. Das Haus Rue Clichy 39, in 
welchem heute Vormittag die Dynamitexploſion 1 at, 
iſt bis auf die vier Mauern zerſtört worden. Die Fenſterſcheiben 
und Läden der benachbarten Häuſer ſind geſprengt. Der Urheber 
des Attentats ſoll entflohen ſein. Ein junger Mann, der im 
Augenblicke der Exploſion an dem Hauſe vorübergegangen iſt, will 
einen Menſchen geſehen haben, der eilig das Haus verließ und 
dabei äußerte, es jet N die Feuerwehr au holen, es handle 
ſich nur um einen Scherz. Die Exploſion hat in der Stadt u nd 
ordentliche Erregung hervorgerufen. Die Gerichtsbehörden ſind 
am Thatorte in Thätigkeit. 

aris, 27. Ha Nachm. 6 Uhr 15. M. Die 125 der bei 
der Exploſion in der Rue Clichy verletzten Perſonen be⸗ 
trägt insgeſammt ſechs, darunter eine Frau, die ſchwere Ver⸗ 
letzungen davongetragen hat. Getödtet wurde Niemand. Die 
Dynamitbombe war aller Wahrſcheinlichkeit nach im zweiten Stock⸗ 
werk des Hauſes niedergelegt. Die Treppe iſt bis zum 5. Stock⸗ 
werk zertrümmert. Das ern Gitter an der Rampe des Hauſes 
iſt verbogen, der Treppenflur eingeſtürzt und verwüſtet In allen 
inneren Räumen ſind die Thüren und Fenſter aus den Angeln 
geriſſen, die Bekleidung a iſt zerfetzt, die Möbeleinrichtung 
zerſtört. Der Portier des Hauſes erklärt, daß er nichts Verdächtiges 
bemerkt habe. Die Unterſuchung dauert fort. 

Paris, 27. März. Die Verheerungen, welche die heutige Ex⸗ 
ploſion angerichtet hat, ſind bei Weitem größere als die der vor⸗ 
bergegangenen Erplofionen. Die Polizei hält an der Meinung feſt, 
daß es ſich um einen Racheakt der er e gegen den General⸗ 
prokurator Bulloz handle. Die Miniſter Loubet und Ricard haben 
ſich nach dem Thatorte begeben. 

Paris, 26. März. Die Kammer nahm den Geſetzentwurf 
an, wodurch die Konventionen und das Uebereinkommen des 
Weltpoſtvereins, die am 4. Juli 1891 in Wien abgeſchloſſen 
wurden, genehmigt werden. } 

Die mit der Prüfung des Geſetzentwurfs gegen die 
Dynamitarden betraute Kommiſſion beſchloß eine Beſtimmung 
aufzunehmen, wonach das Niederlegen von Exploſiv⸗ 
ſtoffen auf öffentlichen Wegen mit dem Tode beſtraft wird. 

London, 26. März. Die Blätter geben der Meinung 
Ausdruck, daß der in Auſtralien verhaftete Mörder Deeming 
keinesfalls der Urheber der Morde in Whitechapel ſein könne. 
Das Vorleben Deemings ſei bekannt. Derſelbe ſei zu der Zeit, 
als die Morde in Whitechapel begangen wurden, entweder im 
Auslande oder im Gefängniß geweſen. Die Polizeibehörden 
glauben, Deeming hofft durch ſein Geſtändniß die Morde in 
Rainhill ſowie die beiden letzten Morde in Whitechapel be⸗ 
gangen zu haben, ſeine Aburtheilung durch engliſche Gerichte 
herbeizuführen und dadurch ſeine Lebensfriſt noch etwas zu 
verlängern. * 

London, 27. März Nach hier eingegangener Meldung 
haben geſtern fünf Schleppdampfer den Verſuch gemacht, den 
Schnelldampfer „Eider“ abzubringen, jedoch ohne den ge⸗ 
wünſchten Erfolg. Die Bemühungen ſollten morgen Vor⸗ 
mittag 10⅛ Uhr bei der Hochfluth wiederholt werden, wenn 
der Wind günſtig iſt. Die Taucher haben den Hauptleck 
verſtopft. 


Paris, 28. März. Aus der bisherigen Unterſuchung 
über die neueſte Dynamit⸗Exploſion geht hervor, daß die 
Exploſion durch eine Schachtel erfolgte, die drei bis fünf Kilo⸗ 
gramm Dynamit enthielt. Die Polizei glaubt, Ravachol, der 
Urheber des früheren Attentats, habe auch dieſes begangen. — 
In Jvry bei Paris hat die Gendarmerie ein Rohr 9 
das mit einem halbverbrannten Zunder verſehen war und Stoffe 
enthielt, die eine ſchreckliche Exploſion erzeugen konnten, 


Belegraphiihe nenn 


26. März. (Getreidemarkt.) Weizen biefiger lolo 23,00, 
loko 23,50, per März 2030 per Mal 20,25. Roggen 


Kö 
do. Pan 


hieſiger loko 23,00, fremder loko 24,75, per Nin per Mai 
21,25. Hafer hieſiger loko 15,00, fremder —,—. Rüböl loko 57,00, 
per Mai 54,80, per Oktober 54,50. — Wetter: Schön. 


Bremen, 26. März. (Kurſe des Effekten⸗ u. Makler⸗Vereins, 
5proz. Nordd. Wollkämmerei⸗ und Kammgarn ⸗Spinneref⸗Akti 
— 5 proz. 3 en 0 0 0 J 5 2 

emen, 26. März. örſen ⸗Schlußberticht.) Raffintrtes 
Petroleum. 12 55 ottr. der Bremer Wetrofeumbörle) Faß⸗ 
zollfrei. Still. Loko 6,05 Br. 

Hamburg, 26. März. Kaffee. (Nachmittagsbericht.) Good ave⸗ 
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u. Co.) Kaffee in 


ö Liv 
0 maßli 


Bank. Dis! Bank- Diskonto.weon Woohs el v.26.Möärz — März 


> Ditsche A,-Anl. 
d do 
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40. Sorips, int. 
L.A. 1866 


0d. ir. 4 
orte 4 


63, A p. März 67, p. Mai 67, per Septbr. 65, p. Dezbr. 


März. . (Schlußbericht.) Rüben 
a de ger J. Produkt Baſis 88 pCt. Rendement neue Uſance, fre 
ord Hamburg per Mä 
1352 J p. Oktober 12,72 ½. Matt. 
26. März. Produktenmarkt. Weizen loko rn 9 
Frühjahr 9 1 Kur 10,01 Br., per Mai-Junt 9,62 Gd., 
. Hexbit 8,78 Gd. 8,80 Br. Hafer p. Frühjahr 585 Gb. 
deu⸗Mais p. Wale Sun 5,25 Gd., 5,27 Br. Koblraps 12 00 oh 
70 Br. — Wetter: Schön. 
aris, 26. März. e aß Annan 7 zubi, 
8 ärz 24,70, p. April 24 al⸗Auguſt 25,50, p. Sep 
ez. 0 e 10 50 p. 5 5 109, p. Sept⸗Dez. 165 10. 
40, p. e e 5480, 
cd b. Mat; pril 


W 54555 8 120 „De Rabe: 56,00. 5 Polckus erh 1 


ir Bi Er: 8 t-Auguft 45,00, p. Sept.⸗Dez. 
— © 
aris, 705 a e Rohzucker ruhig, 88 


= 15 38,00 à 38 25. Weißer Zucker träge, Nr. 3 per 100 
85 10 5 Bing ee per April 88,37%, per Mai⸗Auguſt 39, 
ver r.⸗Jan 
Havre, 20. nm (Telegr. der Hamb. Firma Peimann, Zielger 
Newyork ſchloß mit 5 Points Hauſſe. 
* — Sans este der Hamb. Firma Peim Biegl 
ärz. egr. der a ann, Ziegler 
Co.), Kaffee, good bie Santos, p. März 89,50, 5. Mal 


3775 p. Sept. ee = 
mſterdam, 2 Getreidemarkt. Den p. März —, 


1 p. Mai 228. 9 p. lärz 211, p. Mat 2 


Dam, 26. März. 


> ava⸗Kaffee good ordinary 53 ¼. 
5 — 5 Mr 


ancazinn 54',. 


erpen, 26. 
1 92. ae La Piat 


4.32 ½ b 
80. 0 . März. Petroleummarkt. (Schlußbericht.) Raf⸗ 
finixtes e weiß (ofo 11 bez., 15 50 b. ut. (66 14 Br., b. Arlt 


14 Br., p. Sept. "Sk A 
Lond An der gute 6 Weizenladungen angeboten. 


on, 26. M 
— Wetter: Heiter. 
London, 26. März. 96 N tat Javazucker loko 15¼ matt, 
a de loko 15% matt 
erpool, 26. März. Baumwolle. (Anfangsbericht.) 1 1 10 
Umſatz 8 Ben Feſt. 7 Zee 
erpool, 26. März, Nachm. 12 Uhr 50 1 
ven 99800 V., davon für Spekulation u. Export 8000 Ballen. 


Middl. amerikan. 12 N Stetig. 
Liverpool, 26. März, 1 Uhr 10 Min. Baumwolle. 
Umſatz 8 000 B., davon 5 Spekulation und Export 2 000 Ballen. 


Feſt. Amerikaner ile bö 
Middl. 75 90 Neſeru ngen: März⸗April 3%, Verkäufer⸗ 
ai⸗Juni 3, Küuferpreis, nn 
auf, 39/1 80, ug, „Sept. 
t. Nov. 3¼ a 

ewyo Al 5 + ee Wochenbericht. e 
in allen Unionshäfe en 90850 B. Ausfuhr nach 8 

56 Ballen, 5 5 5 nach dem Continent 55 000 Ballen 


1 ee — ea FEN N 
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G5 Rohes Petrol New 5, 
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Galiz. Karl-L.. 
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Galt. Eisenb.... 
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Mosoo-Brest . 6525 8 
Russ, Staatsb.|8,56 128,00 br 
do, Südwest. 5,83 


Druck und Nerlag der Hofbuchdruckeref vor W. Decke u. Co. (A. Pike 


vw 


Rohe u. Brothers 6,90. 1 87 (Falr e ag ) 2%/,. Mais 
New) p. 3 48, p. Mai 46%, ther Wi 
weizen loko 98. Kaffee Rio Nr. 7 13 je Mett (Spring 
clears) 3 D. 80 C. Getreldefracht 3 ½, Kupfer 12 ‚0012,25. Rother 
eizen p. März 95°/,, p. April 95%,, v. Mat 928, p. Juni 90 ¼. 
Kaffee 7 low ord. p. April 13,32, p. Juni 12,72. 

ix eröffnete 55 /. 

Weizen Bern ſchwach auf ſchwächere ausländische Märkte 
und reichliche Verkäufe für 1 und ausländiſche Rechnun⸗ 
gen. Mais abgeschwächt durch Zunahme der für kontraktliche 
Lieferungen verfügbaren Vorräthe. 

Der Werth der in der vergangenen Woche eingeführten Waaren 1 
betrug 9648492 Dollars, gegen 14 646 585 Dollars in der Vor⸗ 2 
woche, davon für Stoffe 1 933 025 gegen 2621879 Dollars in der 


Vorwoche. 

Chicago, 26. März. Weizen p. Mai 804, p. art 8057. 

Mais per r. Mai 40. Speck ſhort clear 6,10. Pork p. März 10,17. 
— abgeſchwächt auf 7 ausländiſche Märkte, auf 

gerinne achfrage für den Export und auf günſtige Witterung. 


ais feſt auf Deckungs⸗ und Meinungskaufe. 


Berlin, 27 8 Wetter: Schön. 
Newyork, 26. März. Weizen per März 95¼ C., per April 


95¼ C 
Fonds: und Aktien⸗Börſe. 

Berlin, 26. März. Die heutige Börſe eröffnete und verlief 
im weſentlichen in feſter Haltung, aber das Geſchäft bewegte ſich 
im Allgemeinen in beſcheidenen Grenzen, da die Spekulation fort⸗ 
dauernd Zurückhaltung zeigt; nur auf dem Kapitalsmarkt entwickelte 
ſich regerer Verkehr und für Montanwerthe, beſonders Kohlenaktien, 
herrſchte auch heute günſtigere Stimmung und zu etwas anziehenden 
Kurſen geſtalteten ſich die Umſätze belangreicher. 

Die von den fremden Börſenplätzen vorliegenden Tendenz⸗ 
Aude lauteten gleichfalls günſtig, boten aber beſondere ge⸗ 
ſchül dete e nicht dar 

A (markt bemalt feine ſehr feſte Ahe für 
belniſche ſolide Anlagen, von denen Reichs⸗ und preußiſche konſol. 
Anleihen zu weiter ſteigenden Preiſen lebhaft gehandelt wurden. 

remde feſten Zins tragende Papiere waren gut behauptet; 
ruſſiſche Anleihen feſter und we Italiener abgeſchwächt; 
rufe Noten feſt. 

Der Privatdiskont wurde mit 1¼ Prozent notirt. 

Auf internationalem Gebiet gingen 82 terreichiſche Kreditaktien 
bei Gelegenheit einiger Schwankungen lebhafter um; Franzoſen 
behauptet, Lombarden feſter und mehr beachtet, andere öſterreſchiſche 
Bahnen wenig verändert und ruhig; Schweizeriſche Bahnen ziemlich 
behauptet und wenig lebhaft. 

Inländiſche Eiſenbahnaktien verkehrten in ziemlich Kr Hal- 
tung ruhig; Oſtpreußiſche Südbahn und Mainz⸗Ludwigshafen feiter 
und etwas lebhafter. 

Bankaktien blieben auch in den ſpekulativen Deviſen ruhig und 
zumeiſt behauptet; Diskonto⸗Kommandit⸗Antheile etwas lebhafter. 

ndu triepapiere ſehr ruhig und behauptet; von Montanwerthen 

find namentlich Harpener, Hibernia und Gelſenkirchen als ſteigend 
und belebt zu nennen. u 

Produkten- Börfe. 

Berlin, 26. März. Die Preiſe für Rach erfuhren geſtern in 
Newyork eine Steigerung von 1% C. Am hieſigen Getreidemarkt 
wurde der Einfluß dieſer Nachricht durch den Eintritt wärmeren 
Doz mit de 42 Später trat die d 

rtei in den Markt, daß eine 1 7 der 3 eintrat 

Gren ei ze a no⸗ 
ätze waren in der BE ta auſchge⸗ 

ſchüſte g 9295 ommertermine. Roggen ſetzte unverändert ein 
und ſchwankte jpäter auf einem um 1½—2 M. erhöhten Niveau. 
afer fand zu um 1¼ M. . ren beſſere Beachtung. 
genmehl ſtill, aber feſt. In S itus wurde die Loko⸗ 
1 zu um 1 M. niedrigeren Preisen geräumt. Der Termin⸗ 
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handel war ſchwach auf Realiſationen; die Preiſe gaben 60—70 Pf. 


Weizen (mit Ausſchluß von Rauhwelzen) v. 1000 Kg. Lotro 
feiner inländiſcher gefragt. Termine Jar jet Gekündigt — 
Ton. Kündigungspreis — 1 Loto IM. nach Dualität, 


nter na 


1 dieſen Monat — M., 


er 1 50 2 
ber 1 205 f 


186 bez. 
Sil. 60 5 und kleine 140 —190 
Hafe ie oil i = tet. Termi 
a 0 einer aupte ne nie⸗ 
driger mit FE Schluß Beben — To. Kündigungspreis 
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